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Vergabe _ _ ________________________ _ 

Gütezeichen 
und öffentliche 
Auftragsvergabe 
Bei der Vergabe durch öffentliche Auftraggeber wird vermehrt auf Gütezeichen 
zurückgegriffen, um bestimmte Qualitätsmerkmale von ausgeschriebenen Produkten 
und/oder Leistungen sicherzustellen. 
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von Rechtsanwalt Michael Heckmann 

A llein im Baubereich stehen den 
Vergabestellen inzwischen 87 
RAL Gütezeichen zur Verfü­

gung. Gleichzeitig scheint Unsicher­
heit darüber zu bestehen, wie und in 
welchem Umfang Auftraggeber von 
Bietern den Nachweis eines, Gütezei­
chen fordern können. Teilweise wird 
sogar bezweifelt, dass im Anwen­
dungsbereich des zweiten Abschnitts 
der VOB/A Gütezeichen zugelassen 
werden können, die nicht von akkre­
ditierten Stellen stammen'. Es scheint 
daher angebracht, sich mit den ein­
schlägigen rechtlichen Grundlagen zu 
befassen. 

Für Vergaben oberhalb der Schwellen­
werte gilt zunächst die Vergabericht­
linie des Europäischen Parlaments und 
des Rats der Europäischen Union>. Be­
reits in dieser Richtlinie wird ausdrück­
lich festgelegt, dass die Bezugnahme 
auf Gütezeichen in öffentlichen Verga­
beverfahren zulässig ist. In den Erwä­
gungsgründen der Richtlinie heißt es, 
,,öffentliche Auftraggeber, die beab­
sichtigen, Bauleistungen, Lieferungen 
oder Dienstleistungen mit spezifischen 
umweltbezogenen, sozialen oder sons­
tigen Merkmalen zu erwerben, sollten 
auf bestimmte Gütezeichen Bezug neh­
men können"•. Dem folgt die Regelung 
in Art. 43 der Richtlinie: Der Auftragge-

ber kann ein bestimmtes Gütezeichen 
als Nachweis dafür verlangen, dass die 
zu vergebenden Leistungen oder Liefe­
rungen den geforderten Bedingungen 
entsprechen. Gleichzeitig stellt 

Art. 43 der Richtlinie konkrete 
Anforderungen an die zulässigen 
Gütezeichen, nämlich 

• Die Gütezeichen-Anforderungen 
basieren auf objektiv nachprüf­
baren und nicht diskriminierenden 
Kriterien. 

• Die Gütezeichen werden im 
Rahmen eines offenen und 
transparenten Verfahrens 
eingeführt, an dem alle relevanten 
Kreise, - wie z. B. staatliche Stellen, 
Verbraucher, Sozialpartner, 
Hersteller, Händler und 
Nichtregierungsorganisationen, -
teilnehmen können. 

• Die Gütezeichen sind für alle 
Betroffenen zugänglich. 

• Die Anforderungen an die 
Gütezeichen werden von einem 
Dritten festgelegt, auf den der 
Wirtschaftsteilnehmer, der das 
Gütezeichen beantragt, keinen 
maßgeblichen Einfluss 
ausüben kann. 

'Halstenberg „Zertifikate und Gütezeichen bei Vergaben im Kanalbau", 
Kanal- und Rohrleitungsbau Ernst & Sohn Special, Ausgabe 01/16 S. 19ft. 

2 Richtl inie 2014/24/EU V. 26.02.2014. 
3 75. Erwägungsgrund Richtlinie 2014/24/EU v. 26.02.2014. 
4 S. RAL Grundsätze für Gütezeichen. 

Das sind Voraussetzungen, die 
sehen lange vor Erlass der Vergabe­
fchtlinie für RAL Gütezeichen verbind­

lich waren•. 

Die Akkreditierung von Gütegemein­
schaften ist dagegen nicht gefordert 
und im Hinblick auf die sehr konkre­
ten und detaillierten Anforderungen 
der Vergaberichtlinie auch nicht not­
wendig. 

Soweit öffentliche Auftraggeber ein be­
stimmtes Gütezeichen fordern, müssen 
sie nach Art. 43 der Richtlinie alle Gü­
tezeichen akzeptieren, die bestätigen, 
dass die Leistungen oder Lieferungen 
gleichwertige Gütezeichen-anforderun­
gen erfüllen. Verlangt der Auftraggeber 

,• 

also nicht nur ein bestimmtes Kriterium 
eines Gütezeichens, muss das alterna­
tiv zu akzeptierende Gütezeichen z. 
B. auch eine gleichwertige Eigen- und 
Fremdüberwachung bieten, wie sie für 
alle RAL Gütezeichen verbindlich ist. 

Nur wenn ein Bieter aus von ihm nicht 
zu vertretenden Gründen nachweislich 
keine Möglichkeit hatte, das geforder­
te oder ein gleichwertiges Gütezeichen 
innerhalb der einschlägigen Fristen zu 
erlangen, muss der Auftraggeber auch 
andere Nachweise akzeptieren. Hierbei 
hat der Bieter allerdings nachzuweisen, 
dass die von ihm angebotenen Leistun­
gen oder Lieferungen die in der Aus­
schreibung angegebenen Anforderun­
gen des Gütezeichens erfüllen. Es geht 

Vergabe 

in Art. 43 der Richtlinie also nicht um 
die Erfüllung gleichwertiger, son ern 
identischer Anforderungen. 

Andere zum Gütezeichen alternative 
Nachweise sieht Art. 43 nicht vor. 

Art. 44 der Richtlinie ermöglicht es dem 
öffentlichen Auftraggeber, Testberich­
te oder Zertifizierungen als Nachweis 
für die Konformität mit den Anfor­
derungen oder Kriterien gemäß den 
technischen Spezifikationen, mit den 
Zuschlagskriterien oder mit den Aus­
führungsbedingungen zu verlangen. 
Die Tatsache, dass solche Testberichte 
und Zertifizierungen in Art. 43 nicht ge­
nannt werden, lässt den Schluss zu, dass 
sie als Alternative zu einem geforder-
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ten Gütezeichen nicht zulässig sind. Das 
ist auch nachvollziehbar, weil die Zertifi­
zierung durch akkreditierte Stellen allein 
die Voraussetzungen zur Durchführung 
von Leistungen, nicht aber die anforde­
rungsgerechte Ausführung der Leistung 
selber bestätigen. Außerdem unterschei­
den sich Gütezeichen von Zertifizierungen 
durch akkreditierte Stellen insbesondere 
dadurch, dass sie in einem offenen und 
transparenten Verfahren zustande kom­
men, an dem alle relevanten Kreise der 
Öffentlichkeit beteiligt sind. 

Die Umsetzung der Europäischen Ver­
gaberichtlinie erfolgte in Deutschland 
durch das Gesetz zur Modernisierung des 
Vergaberechts, das in Teilen im Febru­
ar 2016 und insgesamt am 18.04.2016 in 
Kraft trat. Mit diesem Gesetz wurden die 
erforderlichen Änderungen des Geset­
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(GWG) vorgenommen. § 113 des GWG 
enthält eine Verordnungsermächtigung, 
auf deren Grundlage die Bundesregie­
rung die Verordnung zur Modernisie­
rung des Vergaberechts (VergRModVO) 
erlassen hat. § 34 dieser Verordnung ent­
spricht inhattlich Art. 43 der Richtlinie. 
In § 34 Abs. 1 wird der öffentliche Auf­
traggeber ausdrücklich ermächtigt, als 
Nachweis „dafür, dass eine Liefer- oder 
Dienstleistung bestimmten in der Leis­
tungsbeschreibung geforderten Merkma­
le entspricht", ein Gütezeichen zu verlan-
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gen. Die Anforderungen an ein solches 
Gütezeichen entsprechen denen der Euro­
päischen Vergaberichtlinie. Insofern wird 
auf die obigen Ausführungen verwiesen. 

Im Baubereich gelten für die öffentliche 
Vergabe oberhalb der Schwellenwerte die 
Vorschriften des 2. Abschnitts der l'//OB/A 
2016. Auch hier wird dem. Auftraggeber 
die Möglichkeit eingeräumt, als Nachweis 
dafür, dass die ausgeschriebenen Leistun­
gen den geforderten Merkmalen entspre­
chen, ein Gütezeichen zu verlangen. Die 
entsprechende Regelung findet sich in 
§ 7a Abs. 6 EU VOB/A 2016. Die Vorausset­
zungen aus Art. 43 der Europäischen Ver­
gaberichtlinie werden in der VOB/A 2016
ebenfalls wiedergegeben.

Somit wird auch im deutschen Vergabe­
recht erstmals ausdrücklich die Bezugnah­
me auf bestimmte Gütezeichen zugelas­
sen. Gleichwertige Gütezeichen müssen 
die Vergabestellen akzeptieren. Andere 
Nachweisführungen sind nur unter stren­
gen Voraussetzungen möglich, wobei der 
Bieter den Nachweis erbringen muss, dass 
die Anforderungen des Gütezeichens er­
füllt werden. 

Bei öffentlichen Vergaben unterhalb der 
Schwellenwerte gelten für Bauleistungen 
die VOB/A 2016 Abschnitt 1 und für Liefe­
rungen und Leistungen die VOUA 2009. In 
beiden Regelwerken werden Gütezeichen 

----------------------,------ Vergabe 

nicht ausdrücklich genannt. Sowohl für 
Eignungskriterien als auch für techni­
sche Spezifikationen, die der Auftrag­
geber in �er Ausschreibung konkret 
nennen muss, hat der Bieter mit An­
gebotsabgabe Nachweise vorzulegen. 
Soweit die Anforderungen auftragsbe­
zogen und sachlich gerechtfertigt sind, 
kann die Vergabestelle den Nachweis 
als erbracht ansehen, wenn der Bieter 
ein Gütezeichen, das diese Kriterien 
umfasst, vorweisen kann. Das dürfte in­
zwischen allgemein anerkannt sein. 

Voraussetzung ist jedoch, dass „gleich­
wertige Nachweise" zugelassen wer­
den•. Gleichwertig ist der Nachweis, 
wenn er identischen oder jedenfalls 
vergleichbaren Anforderungen wie das 
auftragsbezogen gewünschte und ge­
rechtfertigte Gütezeichen unterliegt•. 

Legt der Auftraggeber also beispiels­
weise erklärtermaßen Wert auf die re­
gelmäßige Fremdüberwachung, die bei 
RAL Gütezeichen vorgeschrieben ist, 
so ist ein anderer Nachweis nur dann 
gleichwertig, wenn er identische oder 
gleichartige Überwachungsmaßnah­
men vorsieht. Wünscht die Vergabe­
stelle sowohl die Fremdüberwachung 
als auch bestimmte vom Gütezeichen 
abgedeckte technische Spezifikationen 
der ausgeschriebenen Produkte, sind 
Zertifikate, die lediglich die Konformi-
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tät der Erzeugnisse bestätigen, nicht 
gleichwertig. 

Festzuhalten bleibt, dass Gütezeichen 
bei der öffentlichen Auftragsvergabe 
oberhalb und unterhalb der Schwel­
lenwerte zulässige Mittel der Nach­
weisführung durch den Bieter sind. 
Oberhalb der Schwellenwerte ist auf 
europäischer wie nationaler Ebene aus­
drücklich geregelt, dass und in welcher 
Form Vergabestellen sie fordern dürfen. 
Zulässig sind danach Gütezeichen, die 
die Anforderungen der „RAL Grund­
sätze für Gütezeichen" erfüllen. Der 
öffentliche Auftraggeber muss die von 
ihm gewünschten Kriterien des Güte­
zeichens in der Ausschreibung konkret 
benennen und gleichwertige Nachwei­
se zulassen. 

Es bleibt zu hoffen, dass im nationalen 
Recht möglichst rasch auch für Ver­
gaben unterhalb der Schwellenwerte 
unter Berücksichtigung der europäi­
schen Vorgaben ausdrückliche Regeln 
für die Bezugnahme auf Gütezeichen 
geschaffen werden. Denn es ist kaum 
nachvollziehbar, dass unterhalb der 
Schwellenwerte die rechtliche Klä­
rung der Problematik allein der Recht­
sprechung überlassen wird, während 
es oberhalb dieser Werte gesetzliche 
Regeln gibt. • 

'Siehe z.B. VK Hessen v. 22.04.2008-69 d VK - 12/2008; VK Köln v. 03.07.2002 -VK VOL 4/2002. 
6 EuGH v. 10.05.2012 - (368/10. SUPPLY Oktober 2016 23 


